
«Wir wollen keine Testpersonen sein» 
Die Gegner des Baus einer Mobilfunkantenne in Schaan haben Daniel Risch eine Petition mit rund 240 Unterschriften überreicht.  
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In den vergangenen Jahren ist 
es um das Thema Mobilfunk-
strahlung ruhiger geworden. 
Eine Vielzahl an Studien konn -
te bislang nicht nachweisen, 
dass von diesen elektromagne-
tischen Feldern eine Gesund-
heitsgefahr ausgeht. Doch mit 
dem Aufkommen der 5G-Tech-
nologie und den damit verbun-
denen anderen Frequenzen ist 
die Debatte wieder aufgekom-
men. Viele Menschen fürchten, 
dass sich das 5G-Mobilfunknetz 
schädlich auf Mensch, Tier und 
die Pflanzenwelt auswirkt.  

Die Mobilfunkanbieter Salt, 
Swisscom und FL1 wollen an 
der Landstrasse in Schaan ober-
halb der BVD Druck und Verlag 
AG eine Mobilfunkantenne er-
richten. Damit sollen Versor-
gungslücken geschlossen wer-
den. Mit 5G hat das laut Robert 
Eberle, dem Geschäftsführer 
der Salt (Liechtenstein) AG, 
nichts zu tun. Dennoch be-
fürchten manche Anwohner, 
dass die Antenne auf 5G aufge-
rüstet wird. Als Vertreter einer 
Anwohnergruppe, die von der 
Regierung fordert, ein Mora -
torium für die Erstellung weite-
rer Mobilfunkantennen zu ver -
ordnen, übergaben Hannelore 
Frick, Fabian Haas und Werner 
Frick gestern eine Petition mit 
rund 240 Unterschriften an Re-
gierungschef-Stellvertreter Da-
niel Risch. 

«Ein Zeichen auf oberster 
Ebene setzen» 
Gemäss der Landesverfassung 
steht den Bürgern das Petitions-
recht zu. Jedoch kann eine sol-
che nicht direkt der Regierung 
überreicht werden. Stattdessen 
ist der Landtag zu adressieren, 
der die Petition gebenenfalls 
behandelt und der Regierung 
zur weiteren Bearbeitung über-
gibt. Dessen waren sich die  
Petitionäre bewusst, dennoch 
woll ten sie mit der Aktion ein 
Zeichen «an oberster Stelle» 
setzen, sagte Hannelore Frick. 
Der Staat sei dafür verantwort-
lich, auf die Gesundheit seiner 
Bürger zu achten – «jetzt neh-
men wir ihn in die Pflicht», füg-
te Werner Frick an. Die gestrige 
Übergabe war demnach eine 
«symbolische Überreichung», 
wie Daniel Risch erklärte. Er 
habe sich mit den Petitionären 
getroffen, da diese im Vorfeld 

schon auf ihn zugekommen sei-
en. «Ich habe sie vorab über die 
entsprechenden Möglichkeiten 
informiert. Trotzdem bestand 
ihrerseits der Wunsch, die Peti-
tion bei der Regierung abzuge-
ben», so Risch. Für ihn sei das 
Gespräch aufschlussreich ge-
wesen, da die Anwohner aus 
Schaan ihre Motivation und 

Ziele nochmals verdeutlichen 
konnten. Umgekehrt sahen die 
Petitionäre die Chance, ihrem 
Anliegen die nötige Aufmerk-
samkeit zu verschaffen. «Die 
Bevölkerung soll über unsere 
Besorgnisse Bescheid wissen. 
Denn so kann unser Anliegen 
nicht so leicht unter den Tep-
pich gekehrt werden», erklärte 

Werner Frick. Als nächstes wol-
len sie Kontakt zu Landtagsab-
geordneten aufnehmen, damit 
ihre Sorgen in der Oktober-Ses-
sion Gehör finden. «Mit der 
kleinen Anfrage von Harry 
Quaderer wurde der Weg be-
reits gebahnt (siehe Text unten, 
Anm. d. Red.). Wir wollen nun 
auf diesem weitergehen», so 

Werner Frick. Würde es an-
schliessend zu einem Stillstand 
kommen oder das Anliegen ab-
geschmettert werden, behalte 
sich die Gruppe vor, auf natio-
naler Ebene eine Initiative für 
ein Moratorium zu starten. Ein 
solches wurde beispielsweise in 
Genf erwirkt. Das Verbot, 5G-
Mobilfunkantennen zu bauen, 
soll im Schweizer Kanton erst 
aufgehoben werden, wenn un-
abhängige wissenschaftliche 
Erkenntnisse über mögliche 
Gesundheitsschäden von 5G 
vorliegen – etwas, das auch die 
Liechtensteiner Petitionäre for-
dern.  

Unabhängige  
Untersuchung gefordert 
Nach eigenen Angaben sind die 
Anwohner aus Schaan nicht 
prinzipiell gegen den Mobil-
funk. Sie wollen allerdings wis-
sen, welche Auswirkungen die-
ser –und vor allem das 5G-
Netz  – auf den Menschen und 
seine Umwelt hat. Die Abklä-
rungen, die das Amt für Um -
welt vor einigen Monaten be-
züglich der Angaben der Mobil-
funkanbieter getätigt hat, 
las sen sie nicht gelten – auch 
wenn die Messwerte zeigten, 
dass die Strahlengrenzwerte 
eingehalten werden. «Wir wol-

len Messungen von unabhängi-
gen Experten und nicht etwa 
von den Mobilfunkbetreibern, 
die Betriebsstandsmeldungen 
beim Amt für Kommunikation 
und beim Amt für Umwelt ein-
reichen. Was macht das auch 
für ein Bild, wenn ich mich 
selbst bewerten müsste», sagte 
Hannelore Frick. Ihrer Mei -
nung nach gibt es in Liechten-
stein niemanden, der eine sol-
che unabhängige Untersu -
chung durchführen könnte. 
Deshalb hätten sie bereits Kon-
takt mit dem Verein «Giga-
herz.ch» aufgenommen, der 
seit mehr als zehn Jahren gegen 
das Mobilfunknetz in der 
Schweiz ankämpft. «Zudem 
werden wir mit Experten aus 
Deutschland und Österreich in 
Verbindung treten», führte die 
Petitionärin an.  

Des Weiteren stören sich 
die Petitionäre daran, dass die 
Mobilfunkantenne in einer 
Wohngegend und in der Nähe 
von zwei Schulgebäuden (dem 
Liechtensteinischen Gymnasi-
um und dem Schulzentrum 
Mühleholz II) gebaut werden 
soll. Fabian Haas beispielsweise 
ist es ein Anliegen, dass jeder 
selbst entscheiden könne, wel-
cher Strahlung er ausgesetzt 
werde. «Gerade wenn diese so 
hoch ist», betonte er. Wie seine 
Mitstreiter plädiert Haas für ob-
jektive Messkontrollen, die 
überdies in Echtzeit durchge-
führt werden sollen. Denn die 
Einwohner sollen in den Augen 
der Petitionäre nicht in einem 
«Feldversuch» als «Testperso-
nen» herhalten müssen, weil 
ein Nachweis für die Unbe-
denklichkeit der Strahlen bis-
lang von niemandem erbracht 
wurde. «Ausserdem haben wir, 
anders als behauptet, über -
haupt keine Verbindungspro-
bleme in unserer Wohngegend 
festgestellt.»  

Zu den Sorgen meint Daniel 
Risch, dass oft über die gesund-
heitsschädigenden Folgen von 
Strahlen zu lesen sei. «Die 
Gründe, dass man neuen Tech-
nologien generell und dem Mo-
bilfunk im Speziellen kritisch 
gegenübersteht, sind sicher 
vielfältig», hält er fest. «Aus 
Liechtensteiner Sicht ist sicher 
wichtig zu unterstreichen, dass 
die vorsorglichen Grenzwerte 
in Liechtenstein im Vergleich 
zum EU-Ausland rund zehn 
Mal tiefer sind», so Risch.  

Die Petitionäre Fabian Haas, Hannelore Frick und Werner Frick übergaben Regierungschef-Stellvertreter 
Daniel Risch (Zweiter v. l.) gestern rund 240 Unterschriften . Bild: Daniel Schwendener

Die Rahmenbedingungen stimmen 
«Don’t worry, be happy» (zu 
deutsch: Sorge dich nicht, sei 
glücklich) ist nicht nur ein Welt-
hit des US-Sängers Bobby 
McFerrin, sondern entspricht 
auch ein wenig der Haltung von 
Regierung, Ämtern und Anbie-
tern beim Thema Mobilfunk. 
So nimmt es zumindest der DU-
Abgeordnete Harry Quaderer 
nach eigenem Bekunden wahr 
und adressierte anlässlich der 
vergangenen Landtagssession 
deshalb eine Kleine Anfrage an 
Regierungschef-Stellvertreter 
Daniel Risch. Grundtenor: Wä-
ren ein wenig mehr Sorge und 
Regulierung vielleicht nicht 
doch angezeigt? 

Einhaltung der Werte 
wird laufend überwacht 
Risch strich im Zuge der Beant-
wortung der von Quaderer auf-
geworfenen Fragen heraus, 

dass die Regierung die der Be-
völkerung durchaus «sehr 
ernst» nehme. Zugleich war er 
jedoch um Relativierung be-
müht.  

So betonte der Regierungs-
chef-Stellvertreter, dass die zur 
Verfügung stehenden Ressour-
cen beim Amt für Umwelt laut 
Einschätzung der Behörde aus-
reichten, um die Überprüfung 
der Einhaltung der massgeben-
den Grenzwerte sicherzustel-
len. Quaderers Anregung, 
Strahlungswerte im Sinne von 
Kontrolle und Transparenz lau-
fend in einer zentralen Daten-
bank zur Verfügung zu stellen, 
begegnete er mit der Aussage, 
dass alle in Liechtenstein tägi-
gen Mobilfunkanbieter ver-
pflichtet seien, beim Amt für 
Kommunikation wie beim Amt 
für Umwelt monatliche Be-
triebsstandsmeldungen einzu-

reichen. «Die Einhaltung der 
Strahlungswerte wird somit 
laufend beaufsichtigt und über-
wacht.» Auch der vom Land-
tagsabgeordneten in Frage ge-
stellte Umstand, dass die Beur-
teilung der Notwendigkeit 
eines Mobilfunkmasts den An-
bietern obliege, bedarf für 
Risch keiner Anpassung. Eine 
andere Handhabung wäre auch 
kaum möglich, wie er erklärte: 
«Aufgrund der technischen 
Komplexität, die eine umfang-
reiche Planung benötigt, kön-
nen diese Entscheidungen – wie 
auch international üblich – nur 
die Betreiber treffen.» 

Moratorium 
wäre «nicht zielführend» 
Schliesslich erteilte der Regie-
rungschef-Stellvertreter der 
Idee eines Ausbaumoratoriums 
eine Absage. Ein solches, so 

Risch, sei aus mehreren Grün-
den nicht zielführend: Erstens 
zeige der Blick in die benach-
barte Schweiz, dass solche Mo-
ratorien einer gesetzlichen 
Über prüfung voraussichtlich 
nicht standhielten. Zweitens 
seien die Grenzwerte in Liech-
tenstein im internationalen 
Vergleich niedrig und ein 5G-
Ausbau führe auch nicht zwin-
gend zu einer Erhöhung der 
Grenzwerte. Drittens sei die 
Regierung der Auffassung, dass 
die heutigen Rechtsgrundlagen 
in Liechtenstein «ein aus -
reichendes Mass» an Koordina-
tion, Kontrolle und Transpa -
renz vorsähen. 

«No worries» also, um in 
McFerrins Diktion zu bleiben. 
Aus Sicht der Regierung mit gu-
tem Grund. 

 
Oliver Beck

Klinik Gaflei  
und Landesspital 
kooperieren 

Gesundheit Das Landesspital 
und die Clinicum Alpinum AG 
haben einen Kooperationsver-
trag «mit dem Ziel einer part-
nerschaftlichen Zusammenar-
beit» unterzeichnet, wie die 
Unternehmen mitteilen. Bei 
psychischen Störungen von Pa-
tienten kann das Landesspital 
somit die Fachärzte des Clini-
cum Alpinum zur Unterstüt-
zung hinzuziehen. Bei somati-
schen Notfällen hilft das Lan-
desspital umgekehrt. (red) 

GPK-Wahl: Alle Parteien dürfen wieder mitmischen 
Bei den Wahlen für die Ge-
schäftsprüfungskommissionen 
in Schaan und Triesen konnte 
am Sonntag der dritte Sitz nicht 
besetzt werden. Grund dafür 
war, dass in Schaan die Freie 
Liste ein Grundmandat mit ih-
rem Kandidaten Walter Wach -
ter nicht erreicht hat. Und in 
Triesen haben die Demokraten 
pro Liechtenstein mit ihrem 
Kandidaten Klaus-Dieter Kind -
le die erforderliche Wahlzahl 
nicht erreicht. 

In Schaan hätte es für die 
VU für ein Restmandat gereicht 

und in Triesen hätte es der FBP 
aufgrund der Parteistimmen für 
ein zweites Grundmandat ge-
reicht. Da aber in beiden Ge-
meinden die Parteien jeweils 
nur mit einem Kandidaten an-
getreten sind, konnten die Man-
date nicht vergeben werden. 

Aus diesem Grund muss 
nun in Schaan und Triesen eine 
Nachwahl durchgeführt wer-
den. Diese wird im Sinn einer 
neuen Wahl durchgeführt. Das 
heisst, dass alle Wählergruppen 
die Möglichkeit haben, erneut 
einen Kandidaten oder eine 

Kandidatin für einen Sitz in die 
Geschäftsprüfungskommission 
zu nominieren.  

Nachwahl vermutlich mit 
Landesspital-Abstimmung 
Konkret heisst dies, dass auch 
Parteien, welche in den beiden 
Gemeinden am Sonntag nicht 
angetreten sind, noch einstei-
gen könnten. Theoretisch wäre 
es aber auch denkbar, dass sich 
die Parteien darauf einigen, 
dass Walter Wachter in Schaan 
und Klaus-Dieter Kindle in 
Triesen als einzige Kandidaten 

nochmals antreten. Damit wür-
de es bei der Nachwahl keine 
Rolle mehr spielen, wie viele 
Stimmen sie erhalten. 

Die notwendige Nachwahl 
in Schaan und Triesen dürfte 
sehr wahrscheinlich mit der 
Volksabstimmung über den 
Neubau des Landesspitals zu-
sammengelegt werden. Somit 
können sich die Gemeinden 
den zusätzlichen administrati-
ven und personellen Aufwand 
sparen. Am kommenden Sonn-
tag wird die Gemeinde Triesen-
berg noch als letzte Gemeinde 

ihre Geschäftsprüfungskommis -
sion wählen. Dort treten die VU, 
die FBP und die FL mit je einem 
Kandidaten für die drei Sitze in 
der GPK an. Auch dort ist somit 
eine Nachwahl nicht ausge-
schlossen, da die Freie Liste zu-
nächst ein Grundmandat er -
zielen muss. Die Abschaffung 
des Grundmandatserfordernis-
ses auf Gemeindeebene wird 
wahrscheinlich noch in diesem 
Jahr auch im Landtag ein 
Thema sein. Eine entsprechen-
de Motion wurde an die Regie-
rung überwiesen. (sap)
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